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1 EINFÜHRUNG 

1.1 RAHMENBEDINGUNGEN  

Der Landkreis Calw plant die erneute Verkehrsaufnahme auf der landkreiseigenen 

Bahnstrecke von Weil der Stadt nach Calw (ehemalige Württembergische Schwarz-

waldbahn) mit einer Länge von 23 km. Derzeit ruht der Verkehr auf der denkmalge-

schützten Strecke. Die Strecke ist unterteilt in verschiedene Abschnitte, welche je nach 

erforderlichem Sanierungsumfang bzw. Neubaubedarf unterschiedlicher Genehmigun-

gen bedürfen. Hierbei ist auch der Besondere Artenschutz nach § 44 Bundesnatur-

schutzgesetz ï BNatSchG abzuarbeiten. Die Naturschutzgesetzgebung verbietet Be-

einträchtigungen europarechtlich geschützter Arten bzw. ihrer Lebensstätten. Aus die-

sem Sachverhalt können sich planerische und verfahrenstechnische Konsequenzen 

ergeben, die sich aus den §§ 44 und 45 BNatSchG ableiten. Das vorliegende Gutach-

ten bezieht sich auf den Teilabschnitt Einschnitt "Im Hau" der Hermann-Hesse-Bahn. 

1.2 ZIELE UND AUFGABEN 

Gegenstand dieser Aufgabenstellung ist es, zu erwartende artenschutzrechtliche Kon-

flikte durch das geplante Vorhaben zu ermitteln und zu beschreiben. Der Untersu-

chungsansatz fokussiert dabei auf die europäischen Vogelarten nach Artikel 1 der EU-

Vogelschutzrichtlinie und die nach Anhang IV der FFH-Richtlinie geschützten Arten. 

Ausschließlich national geschützte Arten sind nicht Gegenstand der artenschutzrechtli-

chen Prüfung im Sinne des § 44 BNatSchG, sondern werden im Rahmen der Eingriffs-

regelung berücksichtigt. 

Auf der Grundlage von Artkartierungen werden die durch das geplante Vorhaben zu 

erwartenden Auswirkungen beschrieben, um anschließend sich daraus ergebende 

Rechtsfolgen bzw. Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG bewerten sowie ihre plane-

rischen und genehmigungsrelevanten Konsequenzen darstellen und kommentieren zu 

können. Außerdem werden Möglichkeiten zur Vermeidung von Verbotstatbeständen 

bzw. die Voraussetzungen einer Ausnahmegenehmigung skizziert und fachbehördlich 

erörtert. 

1.3 VORGEHENSWEISE 

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung erfolgten Datenerhebungen zu Vögeln, 

Fledermäusen, Haselmaus, Reptilien, Amphibien, Faltern, Frauenschuh und zum 

Prächtigen Dünnfarn. Die Arterfassungen wurde überwiegend in den Jahren 2010 bis 

2014 durch das Büro Tier- und Landschaftsökologie Dr. Jürgen Deuschle (TLÖ) und 

die Sachverständigen Dr. Alfred Nagel und Thomas Wolf durchgeführt und werden hier 

nachrichtlich übernommen. Detaillierte Angaben zur Erfassung sind den jeweiligen Kar-

tierberichten zu entnehmen (vgl. [68], [69], [83] und [88]). Ergänzend fanden im Jahr 
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2015 eigene Erhebungen zum Vorkommen des Nachtkerzenschwärmers, möglicher 

Holzkäferpotenzialbäume und potenzieller Habitatflächen für Schlingnatter und Zau-

neidechse mit Aufnahme von Zufallsfunden statt [30]. Außerdem wurden in den Jahren 

2016 ergänzende Erfassungen zu Höhlenbäumen und im Jahr 2017 zusätzliche Fle-

dermauserfassungen durchgeführt [31], [32].  

Vor dem Hintergrund der vorhandenen Lebensräume decken die durchgeführten Er-

fassungen das zu erwartende prüfrelevante Spektrum der Arten nach Anhang IV der 

FFH-Richtlinie und Artikel 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie ab. Im Falle aller anderen im 

Rahmen des besonderen Artenschutzes nach § 44 (1) BNatSchG bewertungsrelevan-

ten Arten konnte ein Vorkommen anhand der durchgeführten Habitatpotenzialanalyse 

(z. B. Totholzkäfer) oder aufgrund der Verbreitung der Arten ausgeschlossen werden 

(vgl. Abschichtung der Arten in Tabelle 1 und Tabelle 2). 

Die Bearbeitung des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags orientiert sich an der Richtli-

nie für die landschaftspflegerische Begleitplanung im Straßenbau (RLBP) von 2011. 
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2 RECHTLICHE GRUNDLAGEN1  

2.1 BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Einige zentrale Begriffe des BNatSchG sind vom Gesetzgeber nicht abschließend defi-

niert worden, so dass eine fachliche Interpretation und Definition der fraglichen Begriff-

lichkeiten zur Bewertung der rechtlichen Konsequenzen erforderlich wird. Die Verwen-

dung dieser Begrifflichkeiten im vorliegenden Fachgutachten orientiert sich an den in 

der Fachliteratur vorgeschlagenen und diskutierten Definitionen. Auf eine umfassende 

Darstellung der verschiedenen Interpretationen wird mit Verweis auf die jeweilige Lite-

ratur verzichtet. 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten 

Laut GUIDANCE DOCUMENT [34] dienen Fortpflanzungsstätten v. a. der Balz/Werbung, 

der Paarung, dem Nestbau, der Eiablage sowie der Geburt bzw. Produktion von Nach-

kommenschaft (bei ungeschlechtlicher Fortpflanzung), Eientwicklung und -bebrütung. 

Einen Sonderfall stellen die europäischen Vogelarten dar, bei denen sich das Schutz-

regime der Vogelschutz-Richtlinie gemäß Art. 5 b) VRL zunächst allein auf deren Nes-

ter beschränkt. Vor dem Hintergrund des ökologisch-funktionalen Ansatzes geht der in 

§ 44 BNatSchG verwendete Begriff der Fortpflanzungsstätte jedoch deutlich über den 

nur punktuell zu verstehenden "Nest"-Begriff der Vogelschutz-Richtlinie hinaus. Hier ist 

vielmehr auch die für die Funktionserfüllung des Nestes notwendige Umgebung mit 

einzubeziehen.  

Ruhestätten umfassen Orte, die für ruhende bzw. nicht aktive Einzeltiere oder Tier-

gruppen zwingend erforderlich sind. Sie können auch Strukturen beinhalten, die von 

den Tieren selbst geschaffen wurden [34]. Zu den Ruhestätten zählen beispielsweise 

Schlaf-, Mauser- und Rastplätze, Sonnplätze, Verstecke und Schutzbauten sowie 

Sommer- und Winterquartiere. Wichtig ist hierbei eine Unterscheidung zwischen re-

gelmäßig wieder genutzten bzw. nur in einer Fortpflanzungsperiode genutzten Stätten. 

Das Schutzregime des § 44 BNatSchG gilt auch dann, wenn eine Lebensstätte außer-

halb der Fortpflanzungs- und Ruhezeiten vorübergehend nicht genutzt wird. Solche re-

gelmäßig genutzten Fortpflanzungs- und Ruhestätten unterliegen nach dem EU-

Leitfaden auch dann dem Artenschutzregime, wenn sie nicht besetzt sind (vgl. [34]). 

Dies gilt zum Beispiel für Winterquartiere von Fledermäusen im Sommer. Ebenso sind 

regelmäßig genutzte Horst- und Höhlenbäume oder Brutreviere von standorttreuen 

Vogelarten sowie Sommerquartiere von Fledermäusen auch im Winter geschützt (vgl. 

[45]).  

                                                

1 Aktualisierung aufgrund Aktualisierung BNatSchG 
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Lokale Population 

Die LANA [48] definiert eine lokale Population als Gruppe von Individuen einer Art, die 

eine Fortpflanzungs- oder Überdauerungsgemeinschaft bilden und einen zusammen-

hängenden Lebensraum gemeinsam bewohnen. Im Allgemeinen sind Fortpflanzungs-

interaktionen oder andere Verhaltensbeziehungen zwischen diesen Individuen häufiger 

als zwischen ihnen und Mitgliedern anderer lokaler Populationen derselben Art.  

Hinsichtlich der Abgrenzung von lokalen Populationen wird auf die Hinweise der LANA 

[48] verwiesen, welche lokale Populationen "anhand pragmatischer Kriterien als lokale 

Bestände in einem störungsrelevanten Zusammenhang" definiert. Dies ist für Arten mit 

klar umgrenzten, kleinräumigen Aktionsräumen praktikabel [45]. Für Arten mit einer flä-

chigen Verbreitung (z.B. Feldlerche) sowie bei revierbildenden Arten mit großen Akti-

onsräumen (z.B. Rotmilan) ist eine Abgrenzung der lokalen Population mitunter nicht 

möglich.  

Das MLR [67] empfiehlt, als Abgrenzungskriterium für die Betrachtung lokaler Popula-

tionen solcher Arten auf die Naturräume 4. Ordnung abzustellen. Wenn ein Vorhaben 

auf zwei (oder mehrere) benachbarte Naturräume 4. Ordnung einwirken kann, sollten 

beide (alle) betroffenen Naturräume 4. Ordnung als Bezugsraum für die "lokale Popula-

tion" der beeinträchtigten Art betrachtet werden.  

Erhalt der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen 

Zusammenhang 

Die Legalausnahme nach § 44 (5) BNatSchG für das Zerstörungsverbot (§ 44 (1) Nr. 3 

BNatSchG) setzt voraus, dass die ökologische Funktion der betroffenen Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin gegeben ist. Maß-

geblich für die Erfüllung des Verbotstatbestandes ist, dass es zu einer Minderung des 

Fortpflanzungserfolgs bzw. der Ruhemöglichkeiten für das Individuum oder die Indivi-

duengruppe der betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestätte kommt (vgl. LOUIS [55]). 

Das Individuum ist somit die Bezugsgröße für die Erfüllung des Verbots. Nach LOUIS 

[55] ist in einem weiteren Schritt zu prüfen, ob die der lokalen Individuengemeinschaft 

(hier: Bezugsgröße zur lokalen Population) zur Verfügung stehenden Fortpflanzungs- 

und Ruhestätten auch den betroffenen Individuen oder Individuengruppen zur Verfü-

gung stehen. Es ist also im Einzelnen zu prüfen, ob die verbleibenden Strukturen an 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten auch für die vom Vorhaben betroffenen Individuen 

noch ein ausreichendes Angebot solcher Stätten zur Verfügung stellen können.  

Ist dies nicht der Fall, so ist zu prüfen, ob der Erhalt der ökologischen Funktion von 

Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang durch CEF-

Maßnahmen zu erreichen ist.  
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Nach Gesetzeslage sind die Legalausnahmen des § 44 (5) BNatSchG nicht für das 

Störungsverbot vorgesehen. Gleichwohl ist davon auszugehen, dass sich bei einem 

vorgezogenen Funktionsausgleich auch der Erhaltungszustand der lokalen Population 

nicht verschlechtern dürfte [55]. Damit wären auch die Verbote nach § 44 (1) Nr. 2 

BNatSchG nicht erfüllt. 

Tötungsverbot 

Nach dem Wortlaut von § 44 (5) BNatSchG gilt die Legalausnahme für das Tötungs-

verbot gemäß § 44 (1) 1 BNatSchG, solange die ökologische Funktion der Fortpflan-

zungs- und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang (s.o.) weiterhin erfüllt bleibt 

und es sich um unvermeidbare Beeinträchtigungen handelt.  

Nach dem Beschluss des BVerwG vom 14.7.2011 (9 A 12.10, 'OU Freiberg' [90]) kann 

der im BNatSchG enthaltene Passus der Zulässigkeit von 'unvermeidbaren' Tötungen 

allerdings nicht aus der FFH-Richtlinie abgeleitet werden und ist damit für von der FFH-

Richtlinie erfasste Arten nicht anwendbar. Als Bewertungsmaßstab ist dem zu Folge 

die Tötung/Verletzung des jeweiligen Individuums heranzuziehen, und unabhängig von 

Vermeidungsmaßnahmen als Verwirklichung des Verbotstatbestandes zu betrachten. 

Für das im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung zu ermittelnde Tötungsrisiko 

gilt, dass erst eine signifikante Erhöhung desselben den Verbotstatbestand verwirklicht.  

Für die Anwendung des o.g. Urteils in der Praxis hat das MLR [66] am Beispiel der 

Zauneidechse Hinweise zur Bewältigung dieses Konfliktes gegeben. Hiernach kann 

durch die Realisierung geeigneter Maßnahmenkonzepte eine signifikante Erhöhung 

des Tötungsrisikos vermieden werden, so dass keine artenschutzrechtliche Ausnahme 

gemäß § 45 (7) BNatSchG erforderlich wird.  

Der Beschluss des BVerwG vom 08.01.2014 (9 A 4.13, 'BAB A14 Colbitz' [89]) konkre-

tisiert den Sachverhalt dahingehend, dass als Maßstab hinsichtlich der Verbotsverwirk-

lichung das allgemeine Lebensrisiko des Individuum der jeweiligen Art herangezogen 

werden kann, unabhängig davon, ob es sich um betriebsbedingte (Kollision mit Fahr-

zeugen) oder baubedingte Wirkungen handelt (vgl. RN 99). In der Praxis bedeutet dies, 

dass ein Ausnahmeerfordernis für den Tötungstatbestand dann nicht erforderlich ist, 

wenn durch gezielte Maßnahmen das für den jeweiligen Einzelfall ermittelte Tötungsri-

siko bis zur Schwelle des allgemeinen Lebensrisikos des Individuums gesenkt werden 

kann. Wird durch gezielte Maßnahmen das für den jeweiligen Einzelfall ermittelte Tö-

tungsrisiko bereits bis zur Schwelle des allgemeinen Lebensrisikos gesenkt, besteht 

danach keine weitergehende artenschutzrechtliche Verantwortlichkeit und somit kein 

Ausnahmeerfordernis für den Tötungstatbestand. 

Die Signifikanzschwelle wurde auch in der Novelle des BNatSchG übernommen. Ge-

mäß § 44 (5) S. 2 des novellierten BNatSchG liegt demnach kein Tötungs- und Verlet-
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zungsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG vor, wenn die Beeinträchtigung durch den 

Eingriff oder das Vorhaben für Exemplare der betroffenen Arten nicht signifikant erhöht 

und diese Beeinträchtigung bei Anwendung der gebotenen, fachlich anerkannten 

Schutzmaßnahmen nicht vermieden werden kann. 

Tötungsverbot im Falle von Kollisionen 

Nach LANA [48] führen betriebsbedingte Tötungen, die nicht im Zusammenhang mit 

der Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten stehen, nicht in jedem Fall zur 

Verwirklichung des Verbotstatbestandes nach § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG. Eine unver-

meidbare Tötung einzelner Individuen (durch Kollision mit Fahrzeugen) reicht hierfür 

nicht aus. Vielmehr muss das Tötungsrisiko durch ein Vorhaben signifikant erhöht sein. 

Dies muss wiederum im Einzelfall der jeweiligen betroffenen Art überprüft werden.  

Tötungsverbot beim Fangen 

Wenn wildlebende Tiere im Rahmen einer erforderlichen Maßnahme, die auf den 

Schutz der Tiere vor Tötung oder Verletzung gerichtet ist, beeinträchtigt werden und 

diese Beeinträchtigungen unvermeidbar sind, liegt gemäß § 44 (5) S. 2 des novellierten 

BNatSchG kein Verstoß gegen § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG vor. 

Bezugsmaßstab bei Erfüllung von Verboten, Individuum oder lokale Population 

Die jeweilige Bezugsgröße für die Erfüllung von Verbotstatbeständen ist der Grafik in 

Abbildung 1 zu entnehmen. Die Grundlage für diese Zuweisungen bilden die Arbeiten 

von GELLERMANN 2007 [28], TRAUTNER et al. 2006 [86] und LOUIS 2009 [55]. 

Erheblichkeit einer Störung nach § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG 

Auch bezüglich der von § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG erfassten Störungshandlungen stellt 

sich die Frage, ab wann die Verbote tatbestandlich sind. Anders als beim Tötungsver-

bot und beim Verbot der Beeinträchtigung von Lebensstätten ist eine Störung von 

vornherein (d.h. ohne nachträgliche Freistellung durch eine Legalausnahme) nur dann 

vom Verbot erfasst, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 

Population der betroffenen Art verschlechtert. Damit dürften beispielsweise Störungen 

von ubiquitär verbreiteten Vogelarten durch Bau- oder Straßenlärm, auch wenn sie die 

Tiere im Einzelfall zur Flucht veranlassen, in der Regel nicht tatbestandlich sein. 

Der Bundesgesetzgeber hat sich damit am Wortlaut des Störungsverbotes in Art. 5 lit 

d) EG-Vogelschutzrichtlinie orientiert, welches nur dann gilt, Ăsofern sich diese Stºrung 

auf die Zielsetzung dieser Richtlinie erheblich auswirktñ. Zugleich wird in der Begrün-

dung zum BNatSchG auch auf den sich aus dem GUIDANCE DOCUMENT [34] ergeben-

den Interpretationsspielraum verwiesen, nach dem nur solche Störungen vom Verbot 

des Art. 12 Abs. 1 lit. b) FFH-RL erfasst sind, die sich nachteilig auf den Erhaltungszu-
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stand einer lokalen Population, beispielsweise durch Verringerung der Überlebens-

chancen oder des Reproduktionserfolges der beteiligten Tiere auswirken. 

Abgrenzung des Störungsverbots (§ 44 (1) Nr. 2 BNatSchG) gegen das Schädigungs-

verbot (§ 44 (1) Nr. 3 BNatSchG) 

Es wird der prägnanten Abgrenzung der Störung gegenüber den anderen Zugriffsver-

boten nach LOUIS [55] gefolgt. Eine Störung beeinträchtigt immer das Tier selbst, was 

sich z.B. in einer Verhaltensänderung bemerkbar macht (Flucht- und Meideverhalten). 

Die Störung lässt die Fortpflanzungs- und Ruhestätten physisch unverändert. Eine Be-

schädigung oder Zerstörung setzt hingegen Auswirkungen auf die Lebensstätte vo-

raus, wobei hier die gesamte Fläche des Habitats betrachtet werden muss. Eine Stö-

rung entsteht nach LOUIS [55] durch bau- oder betriebsbedingte Wirkungen und führt 

i.d.R. zu Flucht- oder Unruhereaktionen. 

Es werden zwei Komponenten von Störungen unterschieden, die anhand ihres zeitli-

chen Wirkens differenziert werden. So kann eine Störung durch temporär begrenzt auf-

tretende Wirkungen verursacht werden und dadurch eine spontane Verhaltensände-

rung, bspw. im Sinne einer Scheuchwirkung, hervorrufen. Sie kann aber auch von in 

regelmäßigen Abständen auftretenden Ereignissen erzeugt werden (z. B. Straßenver-

kehr einer vielbefahrenen Straße) und damit anhaltend wirken, was zu einer beständi-

gen, andauernden Verhaltensänderung (Stresswirkungen) führen kann. Ggf. führt dies 

zu einer erhöhten Prädation (z.B. durch Maskierung von Warnrufen durch Lärm) oder 

einem verminderten Bruterfolg.  

Führen die andauernden vorhabensbedingten Wirkungen zu einer Meidung betroffener 

Habitatflächen, muss dies auch als Beschädigung der Fortpflanzungs- und Ruhestätte 

angesehen werden. 

Bewertung des Erhaltungszustandes  

Europäische Vogelarten 

Das MLR [67] empfiehlt "é auf die Rote Liste und kommentiertes Verzeichnis der 

Brutvogelarten in Baden-Württemberg (LUBW) zurückzugreifen, wobei bei einer Ein-

stufung in einer Gefährdungskategorie zwischen 0 und 3 sowie bei Arten der Vorwarn-

liste von einem ungünstigen Erhaltungszustand auszugehen ist. Sonstige Vogelarten 

sind bis zum Vorliegen gegenteiliger Erkenntnisse als "günstig" einzustufen." Dieser 

Empfehlung wird gefolgt. 

Arten des Anhang IV FFH-Richtlinie 

Die Informationen über die aktuellen Erhaltungszustände von FFH Anhang IV Arten in 

Baden-Württemberg sind der Homepage der LUBW entnommen. 
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2.2 ARTENSCHUTZRECHTLICHE VERBOTSTATBESTÄNDE NACH 
§ 44 (1) BNATSCHG 

Zum Schutz wild lebender Tier- und Pflanzenarten vor Beeinträchtigungen durch den 

Menschen sind auf gemeinschaftsrechtlicher und nationaler Ebene umfangreiche Vor-

schriften erlassen worden. Europarechtlich ist der Artenschutz in den Artikeln 12, 13 

und 16 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates zur Erhaltung der natürlichen Lebensräu-

me sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen vom 21.05.1992 - FFH-Richtlinie - 

(ABl. EG Nr. L 206/7 [94]) sowie in den Artikeln 5 bis 7 und 9 der Richtlinie 

2009/147/EWG des Rates über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten vom 

30.11.2009 ï Vogelschutzrichtlinie [92] - verankert.  

Im nationalen deutschen Naturschutzrecht (Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 

2009 [BGBl. IA. 2542], seit 01. März 2010 in Kraft [92]) ist der Artenschutz in den Best-

immungen der §§ 44 und 45 BNatSchG verankert. Entsprechend § 44 (5) 5 BNatSchG 

gelten die artenschutzrechtlichen Verbote bei nach § 15 BNatSchG zulässigen Eingrif-

fen in Natur und Landschaft sowie nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zuläs-

sigen Vorhaben im Sinne des § 18 (2) 1 BNatSchG nur für die in Anhang IV der FFH-

RL aufgeführte Tier- und Pflanzenarten sowie für die Europäischen Vogelarten (euro-

parechtlich geschützte Arten). 

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung wird für diese relevanten Arten zu-

nächst untersucht, ob nachfolgende Verbotstatbestände des § 44 (1) BNatSchG erfüllt 

sind (vgl. auch Prüfschema in Abbildung 1):  

1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fan-

gen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu 

entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,  

2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten 

während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wande-

rungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch 

die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,  

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders ge-

schützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstö-

ren.  

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsfor-

men aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder 

zu zerstören.  

Eine schematische Darstellung der zu prüfenden artenschutzrechtlichen Sachverhalte 

gemäß § 44 BNatSchG gibt Abbildung 1. 
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Abbildung 1: Artenschutzrechtliche Prüfung nach § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG (Quelle: MAT-

THÄUS 2009, verändert 2012 [63], verändert 2018) 

In den Bestimmungen des § 44 (5) BNatSchG sind verschiedene Einschränkungen 

hinsichtlich der Verbotstatbestände enthalten. Danach gelten die artenschutzrechtli-

chen Bestimmungen des § 44 (1) Nr. 1 BNatSchG (Tötungsverbot) nicht in Verbindung 

mit § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG (Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten), wenn 

sie unvermeidbar2 sind und die ökologische Funktion im räumlichen Zusammenhang 

                                                

2  Nach dem Beschluss des BVerwG vom 14. 7. 2011 (9 A 12.10, 'OU Freiberg' [90]) kann der 
im BNatSchG enthaltene Passus der Zulässigkeit von 'unvermeidbaren' Tötungen nicht aus 
der FFH-Richtlinie abgeleitet werden und ist damit nichtig. Aufgrund der weitreichenden 
Auswirkungen dieses Beschlusses auf die Praxis hat das MLR [66] am Beispiel der Zau-
neidechse Hinweise gegeben, unter welchen Umständen eine Vorhabenrealisierung ohne 
Ausnahme möglich ist. Gleichwohl bleibt das Erfordernis bestehen, die konkrete Konfliktlage 
im Einzelfall mit der genehmigenden Behörde abzustimmen. 
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weiterhin erfüllt wird. Bei Gewährleistung der ökologischen Funktion der vom Vorhaben 

betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ist auch § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG nicht 

gegenständlich. Ggf. kann die ökologische Funktion vorab durch sogenannte CEF-

Maßnahmen gesichert werden. 

2.3 MÖGLICHKEITEN ZUR VERMEIDUNG BZW. ÜBERWINDUNG DER 
VERBOTE DES § 44 (1) BNATSCHG 

Wenn trotz Berücksichtigung der üblichen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 

Verbotstatbestände erfüllt werden, ist zu prüfen, inwieweit Möglichkeiten des vorgezo-

genen Funktionsausgleichs (CEF-Maßnahmen) bestehen bzw. die Voraussetzungen 

für eine Ausnahmeprüfung zur Überwindung der Verbote gegeben sind.  

VERMEIDUNGSMASSNAHMEN 

Vermeidungsmaßnahmen dienen dem Zweck die zu erwartende Erfüllung von Verbots-

tatbeständen nach § 44 (1) BNatSchG zu vermeiden. Hierbei kann es sich sowohl um 

zeitliche Beschränkung wie den Eingriff in Gehölzbiotope außerhalb der Brutzeit als 

auch um technische Maßnahmen wie eine veränderte Bauweise zur Reduktion von 

Emissionen oder eine Trassenverlegung in aus artenschutzrechtlicher Sicht weniger 

empfindliche Bereiche handeln. Der Verbotstatbestand gilt dann als vermieden, wenn 

im Sinne der Zumutbarkeit keine vermeidbaren Tötungen durch ein Vorhaben stattfin-

den, der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art nicht verschlechtert wird, 

oder die ökologische Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im räumlichen Zu-

sammenhang erhalten bleibt. 

MASSNAHMEN ZUM VORGEZOGENEN FUNKTIONSAUSGLEICH 

Sofern der Erhalt der ökologischen Funktion von Fortpflanzungs- und Ruhestätten im 

räumlichen Zusammenhang bei Realisierung von Eingriffen nicht mehr gegeben ist, 

können nach § 44 (5) BNatSchG bei Bedarf auch Maßnahmen zum vorgezogenen 

Funktionsausgleich (CEF-Maßnahmen, ôcontinuous ecological functionalityô) durchge-

führt werden. Der vorgezogene Funktionsausgleich ist nur dann gegeben, wenn vor 

Umsetzung des geplanten Eingriffs ein für die betroffenen Arten äquivalentes Ersatz-

habitat geschaffen und von diesen besiedelt wurde. Diese Ersatzlebensräume müssen 

sich im räumlich funktionalen Zusammenhang befinden, so dass sie von den betroffe-

nen Individuen eigenständig besiedelt werden können.  

Nach dem GUIDANCE DOCUMENT [34] der EU-Kommission müssen die Maßnahmen mit 

großer Sicherheit ausreichen, um Beschädigungen oder Zerstörungen zu vermeiden. 

Die Beurteilung der Erfolgsaussichten muss sich auf objektive Informationen stützen 

und den Besonderheiten und spezifischen Umweltbedingungen der betreffenden Le-

bensstätte Rechnung tragen. Darüber hinaus ist bei der Durchführung von funktionser-
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haltenden Maßnahmen der Erhaltungszustand der betreffenden Art zu berücksichtigen. 

So muss beispielsweise bei seltenen Arten mit einem ungünstigen Erhaltungszustand 

die Sicherheit, dass die Maßnahmen ihren Zweck erfüllen werden, größer sein als bei 

verbreiteten Arten mit einem günstigen Erhaltungszustand (GUIDANCE DOCUMENT [34]). 

Wenn davon auszugehen ist, dass die ökologische Funktion der Fortpflanzungs- und 

Ruhestätten bestehen bleibt und der Verbleib der betroffenen Populationen in einem 

günstigen Erhaltungszustand gewährleistet ist, wird kein Verbotstatbestand nach § 44 

BNatSchG erfüllt. Somit ist eine Ausnahmeprüfung nach § 45 BNatSchG nicht mehr er-

forderlich. 

AUSNAHMEPRÜFUNG 

Bei Vorliegen von Verbotstatbeständen im Sinne von § 44 (1) i.V.m. (5) BNatSchG 

können die artenschutzrechtlichen Verbote im Wege einer Ausnahmeprüfung nach 

§ 45 BNatSchG überwunden werden. Gemäß § 45 (7) BNatSchG kann von den Verbo-

ten des § 44 BNatSchG Ausnahme u. a. erteilt werden, wenn  

¶ der Nachweis erbracht werden kann, dass es zum Vorhaben keine zumutbare Al-

ternative gibt, was technische wie standörtliche Alternativen umfasst und 

¶ zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses vorliegen und  

¶ bei europäischen Vogelarten sich der Erhaltungszustand der Population auf bioge-

ographischer Ebene nicht verschlechtert bzw. Arten des Anhangs IV der FFH-

Richtlinie in einem günstigen Erhaltungszustand verbleiben. 

Die Ausnahmeerteilung nach § 45 (7) BNatSchG kann gegebenenfalls mit Nebenbe-

stimmungen, wie z.B. einem Monitoring oder einer ökologischen Baubegleitung, verse-

hen werden. 
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3 UNTERSUCHUNGSGEBIET 

3.1 LAGE UND ABGRENZUNG  

Der Vorhabenbereich Einschnitt "Im Hau" liegt zwischen der Ortslage von Calw-

Heumaden und Althengstett an der stillgelegten Bahntrasse. Er erstreckt sich über ca. 

1.4401.600 m. Der größte Teil verläuft östlich, parallel zur B 295. Ein kleiner Teil im 

Süden liegt westlich der B 295. Naturräumlich befindet sich das Gebiet am östlichen 

Rand der Schwarzwald-Randplatten (150) und hier in der Untereinheit Enz-Nagold-

Platte [44].  

Das Untersuchungsgebiet wurde unter Berücksichtigung der Einschätzung des Raum-

anspruches der zu erwartenden Arten und der potenziellen Vorhabenwirkungen abge-

grenzt. Die Abgrenzung berücksichtigt hierbei direkte und indirekte Beeinträchtigungen, 

 

Abbildung 2: Lage und Abgrenzung des Untersuchungsgebietes  



























































































http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/51734/lac_agi_end.pd

























































































































